Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1448 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Benda und der Fraktion der 
CDU/CSU 

betr. Untätigkeit der Frankfurter Polizei bei der „Be- 
setzung" leerstehender Häuser 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft die Darstellung der „Frankfurter Allgemeine Zeitung" 
vom 17. November 1970 über das Verhalten der Frankfurter 
Polizei gegenüber den widerrechtlichen „Besetzungen" von 
leerstehenden Häusern zu? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Untätigkeit der 
Frankfurter Polizei gegenüber den „Besetzungen" im Hin- 
blick auf die der Polizei durch Gesetz übertragene Aufgabe, 
Gefahren von der Allgemeinheit und von einzelnen Bürgern 
abzuwenden und die Begehung von Straftaten zu verhindern? 

3. Teilt die Bundesregierung die von dem Frankfurter Polizei- 
präsidenten geäußerte Ansicht, die Eigentümer müßten ihr 
Haus selbst vor „Besetzungen" schützen und notfalls ihr 
Grundstück mit Stacheldraht umgeben? 

4. Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß diese Aufforderung 
zur Selbsthilfe konsequent befolgt zu schweren Störungen 
des Rechtsfriedens und der Inneren Sicherheit in einem 
demokratischen Rechtsstaat führen muß? 

5. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Rolle, die der 
Frankfurter Oberbürgermeister nach der Darstellung der 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" in dieser Angelegenheit 
gespielt hat, ein zusätzliches Argument gegen das Fort- 
bestehen kommunaler Polizeien ist, und daß polizeiliches 
Handeln oder Unterlassen nicht an politischer Opportunität, 
sondern ausschließlich an Recht und Gesetz zu orientieren 
ist? 
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6. Wird der Bundesminister des Innern - vor allem in Hinblick 
auf seine Äußerung bei dem Wahlkongreß der bayerischen 
FDP: der FDP sei es gelungen, ihre Rolle als Garant von 
Marktwirtschaft und Eigentum in der Bonner Koalition ver- 
ständlich zu machen - im Rahmen seiner Gesamtverantwor- 
tung für die Innere Sicherheit in der Bundesrepublik künftig 
die Frankfurter Polizei zum Einschreiten bewegen, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür gegeben sind? 


Bonn, den 19. November 1970 


Benda 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 



